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Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 


1 . Zum Gesetzentwurf allgemein 

a) Mit der streckenbezogenen Gebühr für die Benutzung 
von Bundesautobahnen mit schweren Nutzfahrzeu- 
gen (Maut) soll eine verursachergerechte Anlastung 
der Wegekosten erzielt werden. Gleichzeitig schafft 
die Maut höhere Anreize für eine wirtschaftlichere 
Auslastung der Transportkapazitäten und sorgt dafür, 
dass die Chancen zwischen in- und ausländischen 
Transportunternehmen gerechter verteilt werden. 

Im Hinblick auf die Forderung nach einer Anglei- 
chung der Wettbewerbsbedingungen im europäischen 
Güterkraftverkehrsgewerbe verweist die Bundesre- 
gierung darauf, dass die Lkw-Maut für deutsche 
Transportunternehmen im internationalen Wettbe- 
werb eher Vorteile bringen wird, da in Zukunft erst- 
mals auch ausländische Nutzer auf deutschen Auto- 
bahnen zu einem spürbaren und gerechten Wege- 
kostenbeitrag herangezogen werden. Gleichwohl 
strebt die Bundesregierung weiterhin eine größt- 
mögliche Harmonisierung der Wettbewerbsbedin- 
gungen an. 

Dabei sind die Maßnahmen zu Gunsten des Güter- 
kraftverkehrsgewerbes in ihrer Gesamtheit zu be- 
urteilen. Das Steuersenkungsgesetz der Bundesregie- 
rung entlastet nachhaltig die Unternehmen und damit 
auch das mittelständische Transportgewerbe. Weiter- 
hin hat die Bundesregierung mit dem Gesetz gegen 
illegale Beschäftigung im Lkw-Gewerbe ihre Zu- 
sage, gegen illegale Wettbewerbspraktiken vorzuge- 
hen, konsequent umgesetzt. 

b) Die Bundesregierung wird die Einnahmen aus der 
Mauterhebung weitgehend für den Bau und den 
Erhalt der Verkehrs Infrastruktur verwenden. Mittel in 


Höhe von 7,4 Mrd. DM werden von 2003 bis 2007 
zur Finanzierung des bereits beschlossenen Anti- 
Stau-Programms eingesetzt werden. Auch darüber hi- 
nausgehende Einnahmen werden noch weitgehend 
zusätzlich zu den Ansätzen des Verkehrshaushalts des 
Bundes in die Verkehrsinfrastruktur fließen. 

2. Zu Artikel 1 § 1 Abs. 1 

Die Bundesregierung erkennt keinen Grund für eine Be- 
schränkung des Anwendungsbereichs des Gesetzes auf 
die von Richtlinie 1999/62/EG erfassten Fahrzeuge. Die 
Richtlinie hat eine Angleichung der Wettbewerbsbedin- 
gen im Binnenmarkt auf dem Gebiet von Straßenbenut- 
zungsgebühren zum Ziel. Da nur Fahrzeuge des Güter- 
kraftverkehrs wettbewerbsrelevant sind, wurde ihr 
Anwendungsbereich auf diese Fahrzeuge begrenzt. 

Die Richtlinie zwingt deshalb nicht zu einer Übernahme 
ihres Anwendungsbereiches in nationale Mautgesetze. 
Sie fordert lediglich, dass für die in ihrem Artikel 2 
Buchstabe d genannten Fahrzeuge die Bestimmungen 
der Richtlinie zu beachten sind. Dies ist durch den vor- 
liegenden Gesetzentwurf gewährleistet. 

Die im Gesetzentwurf im Vergleich zur Richtlinie vorge- 
nommene geringfügige Ausweitung des Anwendungs- 
bereiches dient der Rechtsklarheit. Im gegenwärtigen 
Gesetz über die Erhebung der zeitbezogenen Gebühr für 
die Benutzung von Bundesautobahnen (ABBG) wurde 
die Definition der Richtlinie übernommen. Danach sind 
nur Fahrzeuge, „...die ausschließlich für den Güterkraft- 
verkehr bestimmt sind...“ gebührenpflichtig. Dies hat 
immer wieder zu Auslegungsschwierigkeiten und hieran 
anknüpfend zu Rechtsstreiten bis hin zum EUGH ge- 
führt. Diese Rechtsprechung hatte in der Mehrzahl der 


Zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 10. Oktober 2001. 
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Fälle zur Folge, dass bestimmte Fahrzeuge von der 
Gebührenpflicht ausgenommen werden mussten. Auf 
Grund der Tendenz der bisherigen Rechtsprechung zu 
dem Merkmal „ausschließlich für den Güterkraftverkehr 
bestimmt“ ist zu befürchten, dass in Zukunft auch grö- 
ßere Fahrzeuggruppen von der Mautpflicht befreit wer- 
den müssten. Dies wäre angesichts des Hauptziels des 
Gesetzes, der verursachergerechten Wegekostenanlas- 
tung, nicht sachgerecht. Denn alle Fahrzeuge ab 12 Ton- 
nen zulässigem Gesamtgewicht verursachen in verstärk- 
tem Maß Wegekosten, unabhängig davon, ob sie aus- 
schließlich der Beförderung von Gütern dienen. 

3. Zu Artikel 1 § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 

a) Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen Er- 
gänzung von Artikel 1 § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 des Ge- 
setzentwurfes zu. Die ausdrückliche Aufnahme der 
Fahrzeuge der Straßenreinigung und des Winter- 
dienstes in diesen Befreiungstatbestand hat eine klar- 
stellende Funktion und erscheint deshalb sinnvoll. 

b) Die Bundesregierung befürwortet dagegen nicht die 
Streichung der Worte „von Gebietskörperschaften“ in 
dieser Vorschrift. Eine solche Streichung hätte zur 
Folge, dass auch Fahrzeuge von Privatunternehmen, 
die im Auftrag von Ländern, Städten und Gemeinden 
Aufgaben des Straßenbetriebsdienstes durchführen, 
von der Maut befreit wären. Dadurch würde ein nicht 
gerechtfertigter Subventionstatbestand geschaffen. 

Im Übrigen ist der Begriff der „Gebietskörperschaf- 
ten“ eindeutig, so dass die durch diese Vorschrift von 
der Maut befreiten Fahrzeuge zweifelsfrei festgelegt 
werden. 

4. Zu Artikel 1 § 1 Abs. 2a (neu) und 3 

Die Bundesregierung sieht keine Notwendigkeit für eine 
Ermächtigung des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen zum Erlass einer Rechtsver- 
ordnung, die bestimmte Autobahnabschnitte von der 
Maut ausnimmt, um Verkehrsverlagerungen auf das 
nachgeordnete Straßennetz zu vermeiden. 

Nach vorliegenden wissenschaftlichen Untersuchungen 
ist allenfalls mit geringen derartigen Verlagerungen zu 
rechnen. Denn auch bei Einführung einer Maut, die sich 
an den verursachten Wegekosten orientieren muss, wer- 
den die wirtschaftlichen Vorteile der Benutzung der Au- 
tobahnen in der Regel überwiegen. Darüber hinaus ist im 
Gesetzentwurf vorgesehen, dass die Mautpflicht aus Si- 
cherheitsgründen auf Bundesstraßen ausgedehnt werden 
kann. Die technischen Möglichkeiten hierfür sind gege- 
ben. Sollte sich also herausstellen, dass es auf bestimm- 
ten Einzelstrecken zu spürbaren Verkehrsverlagerungen 
kommt, kann von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht 
und damit Verlagerungen entgegengewirkt werden. 

Demgegenüber würde die Möglichkeit, bestimmte Auto- 
bahnabschnitte von der Maut auszunehmen, die Gefahr 
bergen, dass mittel- bis langfristig ein „Flickenteppich“ 
von mautpflichtigen und nicht mautpflichtigen Auto- 
bahnabschnitten entsteht. Dies würde nicht nur dem Ziel 
der gerechten Wegekostenanlastung widersprechen und 
zu Einnahmeausfällen führen, sondern auch ein erhebli- 


ches und permanentes regionalpolitisches Konfliktpo- 
tential darstellen. 

5. Zu Artikel 1 § 1 Abs. 4 Satz 1 

Die Bundesregierung befürwortet keine Ausweitung der 
Verordnungsermächtigung zur Ausdehnung der Maut- 
pflicht auf Bundesstraßen. Die im Gesetzentwurf vor- 
gesehene Ermächtigung, eine solche Ausdehnung auf 
bestimmte Abschnitte von Bundesstraßen aus Sicher- 
heitsgründen vorzunehmen, reicht aus, um das damit 
verfolgte Ziel, Verkehrsverlagerungen zu vermeiden, 
erreichen zu können. 

6. Zu Artikel 1, § 2 

Der Fahrer und derjenige, der über den Gebrauch des 
mautpflichtigen Fahrzeuges bestimmt, müssen in die 
Mautschuldnerschaft einbezogen werden. Dies zeigen 
die Erfahrungen mit dem gegenwärtig geltenden Auto- 
bahnbenutzungsgebührengesetz, das eine entsprechende 
gesamtschuldnerische Haftung auch des Fahrers und des 
Disponenten vorsieht. Der Fahrer des mautpflichtigen 
Fahrzeuges ist in vielen Fällen, insbesondere bei im 
Ausland zugelassenen Fahrzeugen, der einzige greifbare 
Schuldner. Fällt er als Schuldner aus, ist die im Gesetz 
vorgesehene Möglichkeit der Mautnacherhebung durch 
die Kontrollbehörden am Ort der Kontrolle, wobei im 
Fall der Nichtzahlung die Weiterfahrt untersagt werden 
kann, kaum mehr praktikabel. Die Einbringlichkeit der 
Maut wäre in vielen Fällen nicht mehr gewährleistet. 

Im Übrigen werden die Kontrollbehörden nicht in jedem 
Fall die Mautbegleichung vom Fahrer verlangen. Es 
steht in deren pflichtgemäßen Ermessen, welchen Maut- 
schuldner sie heranziehen. 

Der Disponent ist in den Unternehmen des Güterkraft- 
verkehrs in der Regel derjenige, der für den ordnungs- 
gemäßen Einsatz der Fahrzeuge Sorge zu tragen hat. 
Hierzu gehört die Zahlung der Maut bzw. die Schaffung 
der organisatorischen Voraussetzungen, die die Maut- 
entrichtung sicherstellen. Er darf deshalb von der ge- 
samtschuldnerischen Haftung nicht ausgenommen wer- 
den. 

7. Zu Artikel 1 § 3 

Hinsichtlich der Forderung nach einer Harmonisierung 
der Wettbewerbsbedingungen im internationalen Güter- 
kraftverkehr wird auf die Ausführungen unter „Zum Ge- 
setzentwurf allgemein“ verwiesen. 

Die Höhe der Maut ist ein wesentlicher Teil des vorlie- 
genden Gesetzesvorhabens. Die Festlegung der konkre- 
ten Mautsätze muss jedoch nicht zwingend durch den 
Gesetzgeber selbst erfolgen. Es genügt verfassungs- 
rechtlichen Anforderungen, wenn der Gesetzgeber in der 
Verordnungsermächtigung die wesentlichen Entschei- 
dungen über die Mauthöhe vorgenommen hat. Die durch 
die mautpflichtigen Fahrzeuge verursachten Wegekosten 
sind objektiv bestimmbar und werden für die Gruppe der 
Fahrzeuge ab 12 Tonnen zulässigem Gesamtgewicht auf 
wissenschaftlicher Basis nachvollziehbar erarbeitet. Der 
Gesetzentwurf genügt daher verfassungsrechtlichen An- 
forderungen durch die Festlegung, dass sich die durch- 
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schnittliche Maut an den Wegekosten zu orientieren hat, 
und durch die Vorgabe der Struktur der Mautdifferenzie- 
rungen unter Berücksichtigung der einschlägigen EU- 
Richtlinie. 

Die Bundesregierung erwägt ebenfalls, die Maut nach 
Ort und Zeit der Autobahnbenutzung zu differenzieren. 
Dies soll aber erst für einen späteren Zeitpunkt erfolgen. 
Bei dem künftigen Mauterhebungssystem handelt es 
sich um eine äußerst komplexe Technik, da auf vielen 
Gebieten technisches Neuland betreten werden muss. 
Das System darf deshalb gerade in der Anfangsphase 
nicht überfrachtet werden. Auch für die Nutzer muss es 
bei der Einführung aus Akzeptanzgründen so einfach 
wie möglich gestaltet sein. Die Möglichkeit der Diffe- 
renzierung der Maut nach Ort und Zeit birgt zudem er- 
hebliches regionalpolitisches Konfliktpotenzial, da es zu 
einer unterschiedlichen Behandlung der Regionen füh- 
ren kann. Von der Aufnahme einer entsprechenden Dif- 
ferenzierungsmöglichkeit in das Gesetz sollte deshalb 
gegenwärtig abgesehen werden. 

8. Zu Artikel 1 § 4 

Die Bundesregierung sieht keine Notwendigkeit, im Ge- 
setzentwurf auf Einzelheiten des Mauterhebungssystems 
einzugehen. Gesetze sind auf den notwendigen gesetzli- 
chen Regelungsbedarf zu begrenzen. Der Gesetzentwurf 
beschränkt sich deshalb auf die gesetzlich erforderlichen 
Festlegungen zur Einführung und Kontrolle der Maut- 
pflicht. Einzelheiten zur Art und Weise der Mautzahlung 
hängen dagegen von der technischen Ausgestaltung des 
Mautsystems ab. Notwendige Detailregelungen zum 
Vorgang der Mautzahlung werden deshalb in Form einer 
Verordnung erlassen. Diese Vorgehensweise ist geboten, 
da die Technik auf diesem Gebiet besonders schnell vo- 
ranschreitet. Technische Fortentwicklungen sollen in der 
Regel möglich sein, ohne dass Bestimmungen des Ge- 
setzes geändert werden müssen. Darüber hinaus werden 
die Nutzer rechtzeitig vor Beginn der Mauterhebung 
durch die zuständige Behörde und durch den Betreiber 
des Mautsystems umfassend über die Funktionsweise 
der Mauterhebungstechnik informiert werden. 

9. Zu Artikel 1 § 4 Abs. 2 

Die Bundesregierung wird der Bitte des Bundesrates 
nachkommen und prüfen, ob und inwieweit die im Zu- 
sammenhang mit der Mauterhebung anfallenden Daten 
unter verkehrspolitischen und datenschutzrechtlichen 


Gesichtspunkten für telematikgestützte Mehrwertdienste 
in anonymisierter Form verwendet werden können. 

10. ZuArtikell§6 

Die Bundesregierung sieht keine Veranlassung ihre 
Rechtsauffassung zu revidieren. Sie wird jedoch den 
Vorschlag des Bundesrates im weiteren Verfahren noch 
einer eingehenden Prüfung unterziehen. 

11. und 12. Zu Artikel 1 § 11 Abs. 1 und Abs. 2 (neu) 
und § 11 Abs. 3 (neu) 

Die Bundesregierung wird die Mauteinnahmen nach 
Deckung der System- und Verwaltungskosten zur Fi- 
nanzierung des bereits beschlossenen Anti-Stau-Pro- 
gramms auch darüber hinaus weitgehend für die Ver- 
kehrsinfrastruktur verwenden. Das vorliegende Gesetz 
soll zunächst die rechtlichen Voraussetzungen dafür 
schaffen, dass Einnahmen überhaupt erzielt werden 
können. 

13. Zu Artikel 1 § 12 Abs. 1 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsbegehren 
des Bundesrates zu. Die Regelung über den Beginn der 
Mauterhebung und das Außerkrafttreten des Autobahn- 
benutzungsgebührengesetz erscheint in der vom Bun- 
desrat vorgeschlagenen Fassung grundsätzlich sachge- 
recht, bedarf aber aus gesetzestechnischen Gründen 
weiterer Anpassungen im Wortlaut. 

14. Zu Artikel la (neu) und zu § 1 Abs. 4 Nr. 3a (neu) 
FStrG 

Die Regelung in Artikel 1 § 6 Abs. 1 des vorliegenden 
Gesetzentwurfes, wonach Einrichtungen des Mauterhe- 
bungs- und des Kontrollsystems zu den Bundesfem- 
straßen gehören, hat klarstellende Funktion. Sie soll 
deshalb in diesem Gesetz verbleiben. Mauterhebungs- 
einrichtungen sind nach dem Bundesfemstraßengesetz 
bereits als Zubehör zu den Bundesfemstraßen zu zählen 
(§ 1 Abs. 4 Nr. 3). Die Aufnahme einer neuen Bestim- 
mung in das Bundesfemstraßengesetz mit gleicher 
rechtlicher Wirkung ist deshalb nicht geboten. 

Im Übrigen ist in § 7 des Femstraßenbauprivatfmanzie- 
mngsgesetzes - mit Zustimmung des Bundesrates - 
eine gleiche klarstellende Regelung aufgenommen 
worden. Um gleiche Sachverhalte rechtlich und sach- 
lich auch gleich zu behandeln, soll es bei der in Arti- 
kel 1, § 6 Abs. 1 des Gesetzentwurfes vorgesehenen 
Regelung bleiben. 
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